
E 56-NRlXXI. GP 

Entschließung 

des Nationalrates vom 1. Februar 2001 

betreffend e-voting 

Die Frau Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur wird ersucht, in 
Anbetracht des demokratiepolitischen Pionierprojektes ne-voting" für die 
Selbstverwaltung der Studierenden die Verordnung auf Basis der Verordnungs
ermächtigung nach § 48 Abs. 2 sowie einen Bericht über die Umsetzung und 
entstehenden Kosten dieser Verordnung zu dem Zeitpunkt, wenn das 
Begutachtungsverfahren zur Verordnung eingeleitet wird, an die Mitglieder des 
Wissenschaftsausschusses zu Obermitteln. 

Weiters ist sicherzustellen, dass die Kosten des e-voting nicht auf den 
wahlberechtigten Studierenden übertragen werden.· 
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